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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Tobias Reiß,  
Prof. Dr. Winfried Bausback, Alexander König, Tanja Schorer-Dremel, Bernhard 
Seidenath, Thomas Huber, Josef Zellmeier, Martin Bachhuber, Barbara Becker, 
Alfons Brandl, Matthias Enghuber, Karl Freller, Hans Herold, Johannes 
Hintersberger, Michael Hofmann, Dr. Gerhard Hopp, Dr. Marcel Huber, Petra Högl, 
Andreas Jäckel, Jochen Kohler, Harald Kühn, Dr. Beate Merk, Martin Mittag, 
Helmut Radlmeier, Dr. Franz Rieger, Andreas Schalk, Sylvia Stierstorfer, Steffen 
Vogel, Ernst Weidenbusch, Georg Winter und Fraktion (CSU), 

Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Susann Enders, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter 
Bauer, Manfred Eibl, Dr. Hubert Faltermeier, Hans Friedl, Tobias Gotthardt, Eva 
Gottstein, Joachim Hanisch, Wolfgang Hauber, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, 
Alexander Hold, Nikolaus Kraus, Rainer Ludwig, Gerald Pittner, Bernhard Pohl, 
Kerstin Radler, Gabi Schmidt, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion  
(FREIE WÄHLER) 

Drs. 18/19274 

Krankenhausplanung muss bayerisch bleiben, medizinische Krankenhausver-
sorgung auch von Kindern sicherstellen, Konzept für Kinderimpfungen auflegen 

Der Landtag lehnt die auf Bundesebene geplante Schwächung der föderalen Kompe-
tenzen im Bereich der Krankenhausplanung strikt ab. Die Krankenhausplanung in Bay-
ern funktioniert und muss weiterhin umfassend in der Kompetenz des Freistaates blei-
ben. 

Darüber hinaus wird die Staatsregierung aufgefordert, sich auf Bundesebene weiterhin 
für eine bedarfsgerechte Finanzierung der Kinderkrankenhäuser einzusetzen. Dazu ist 
es erforderlich, das Diagnosebezogene Fallgruppen-System (DRG-System) – anders 
als im Koalitionsvertrag der Ampel vorgesehen – nicht nur im Hinblick auf die Ausbil-
dung zu reformieren, sondern auch im Sinne der Finanzierung der Kinderstationen auf 
den Prüfstand zu stellen. 

Mit Blick auf die bevorstehende Zulassung des Corona-Impfstoffs auch für Kinder wird 
die Staatsregierung aufgefordert, umgehend ein Konzept für Kinderimpfungen in enger 
Zusammenarbeit mit den Kinder- und Jugendämtern vorzubereiten und ein Informati-
onsangebot für die Eltern im Rahmen vorhandener Stellen und Mittel aufzulegen. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Karl Freller 

I. Vizepräsident 


